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600. Verordnung des Bundesministers für Justiz über die Neufestsetzung von Gerichtsge-
bühren gemäß § 31a des Gerichtsgebührengesetzes

Auf Grund des §31a des Gerichtsgebührengesetzes, BGBl. Nr. 501/1984, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 521/1995, wird verordnet:

Artikel I
1. In der Tarifpost l des Gerichtsgebührengesetzes tritt in der Spalte „Höhe der Gebühren" bei der

Gebührenstufe über 5 Millionen Schilling an die Stelle des mit der Verordnung BGBl. Nr. 912/1994
festgesetzten Betrags von 6 760 S der Betrag von 13180 S.

2. In der Tarifpost 2 des Gerichtsgebührengesetzes tritt in der Spalte „Höhe der Gebühren" bei der
Gebührenstufe über 5 Millionen Schilling an die Stelle des mit der Verordnung BGBl. Nr. 912/1994
festgesetzten Betrags von 9 940 S der Betrag von 19 380 S.

3. In der Tarifpost 3 des Gerichtsgebührengesetzes tritt in der Spalte „Höhe der Gebühren" bei der
Gebührenstufe über 5 Millionen Schilling an die Stelle des mit der Verordnung BGBl. Nr. 912/1994
festgesetzten Betrags von 13 250 S der Betrag von 25 840 S.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1995 in Kraft. Sie ist auf alle Schriften und Amtshandlungen

anzuwenden, für die der Anspruch auf die Gebühr nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung begrün-
det wird.

Michalek

601. Verordnung des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, mit der die
Verordnung über den Betrieb einer Feldpost (Feldpostverordnung — FPV) geändert wird

Gemäß § 15a des Postgesetzes, BGBl. Nr. 597/1983, wird im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Landesverteidigung verordnet:

Artikel I
Die Verordnung über den Betrieb einer Feldpost (Feldpostverordnung — FPV), BGBl. Nr. 59l/

1991, wird wie folgt geändert:
1. §1 Abs. l bis 2 lautet:
„(1) Zur Aufrechterhaltung der Postversorgung des österreichischen Bundesheeres im Einsatz

gemäß § 2 Abs. l lit. a bis c des Wehrgesetzes 1990, BGBl. Nr. 305, wird von der Post im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Landesverteidigung die Feldpost betrieben.

(2) Die Feldpost darf auch zu Übungszwecken im Rahmen von Heeresübungen betrieben werden.
Unter „Feldpost" ist die gemäß den Bestimmungen dieser Verordnung erfolgende Beförderung von
Postsendungen zu verstehen."
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2. Der bisherige Abs. 2 des § l erhält die Bezeichnung Abs. 3 und der bisherige Abs. 3 des § l die
Bezeichnung Abs. 4.

3. §2 Abs. 3 lautet:
„(3) Eine Feldpostanschrift soll nur den Empfänger (Vor- und Zuname, Dienstgrad) oder die

Funktionsbezeichnung oder die Teileinheit — jeweils in Verbindung mit einer 5 stelligen Feldpostnum-
mer — enthalten."

4. § 3 Abs. l lautet:
„(1) Als Feldpostsendungen sind allgemein zugelassen:
1. Bescheinigte und nichtbescheinigte Briefe bis zum Höchstgewicht von 500 g,
2. bescheinigte und nichtbescheinigte Postkarten."
5. Der erste Satz des § 3 Abs. 2 lautet:
„Als dienstliche Feldpostsendungen des österreichischen Bundesheeres sind darüber hinaus

bescheinigte und nichtbescheinigte Briefe bis zum Höchstgewicht von 1000 g zugelassen."
6. § 3 Abs. 3 bis 7 lautet:
„(3) Die Aufgabe eingeschriebener Briefe mit Wertangabe sowie Verlangen nach sonstiger beson-

derer Behandlung bescheinigter und nichtbescheinigter Briefe und Postkarten sind für Feldpostsen-
dungen nicht zugelassen. Allenfalls auf Feldpostsendungen angebrachte diesbezügliche Vermerke
sind als nicht vorhanden anzusehen. RSa- und RSb-Briefe sowie gewöhnliche Rückscheinbriefe mit
einer Feldpostanschrift sind nicht zugelassen.

(4) Im Falle einer Geltendmachung von Ersatzansprüchen wegen einer Verzögerung in der Beför-
derung bescheinigter Sendungen gelten für die Berechnung des Fristenlaufes nach den Bestimmungen
des § 33 des Postgesetzes jedenfalls jene Tage des Postlaufes, die sich aus den bei der Weiterleitung von
Feldpostsendungen gegenüber der Weiterleitung sonstiger Postsendungen zusätzlich erforderlichen
Maßnahmen für die Beförderung solcher Sendungen ergeben, als nicht von der Post zu vertretende
sonstige Verzögerungen.

(5) Zugelassene nichtbescheinigte Feldpostsendungen werden, abgesehen von allfälligen Ein-
schränkungen gemäß Absatz 6, grundsätzlich gebührenfrei befördert. Bescheinigte Feldpostsendun-
gen werden nur bei einem Betrieb der Feldpost im Einsatzfalle gemäß § l Abs. l gebührenfrei beför-
dert.

(6) Für den Betrieb der Feldpost zu Übungszwecken kann die gebührenfreie Beförderung auch für
nichtbescheinigte Feldpostsendungen auf Standardbriefe und Postkarten beschränkt werden. Für Sen-
dungen aus dem Einsatzgebiet kann außerdem verfügt werden, daß nur die zu diesem Zwecke den
Übungsteilnehmern zur Verfügung gestellten Vordrucke als Feldpostsendungen versendet werden
dürfen.

(7) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann im Einsatzfall gemäß § l
Abs. l die Zulassung von Feldpostsendungen in Anpassung an die jeweiligen Verhältnisse einschrän-
ken oder erweitern. Die Präsidenten der Post- und Telegraphendirektionen können im Einsatzfall
gemäß § l Abs. l in ihren Bereichen in Anpassung an die jeweiligen Verhältnisse die Zulassung von
Feldpostsendungen einschränken."

7 § 4 Abs. l bis 2 lautet:
„(1) Für die Aufgabe von Feldpostsendungen in das Einsatzgebiet gelten die allgemeinen post-

rechtlichen Vorschriften für bescheinigte und nichtbescheinigte Briefsendungen, soweit nicht diese
Verordnung selbst Regelungen trifft.

(2) Feldpostsendungen aus dem Einsatzgebiet sind von den damit beauftragten Organen des Bun-
desheeres gesammelt bei den Feldpostämtern aufzugeben. Für die Aufgabe solcher Sendungen gelten
die allgemeinen postrechtlichen Vorschriften für bescheinigte und nichtbescheinigte Briefsendungen,
soweit nicht diese Verordnung selbst Regelungen trifft."

8. Im § 4 Abs. 5 entfällt am Anfang des Absatzes das Wort „Nichtbescheinigte"

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1995 in Kraft.

Klima
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602. Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über den Befä-
higungsnachweis für das Gewerbe der Lebens- und Sozialberater

Auf Grund des §22 Abs. 3, 8 und 10 und des §351 Abs. 5 der Gewerbeordnung 1994, BGBl.
Nr. 194, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 wird im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Gesundheit und Konsumentenschutz verordnet:

Art des Nachweises der Befähigung
§ 1. Die Befähigung für das bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe der Lebens- und Sozialbe-

rater (§ 261 GewO 1994) ist durch das Zeugnis über die erfolgreich abgelegte Prüfung gemäß § 2 nach-
zuweisen.

Befähigungsprüfung
§2. (1) Die Prüfung besteht aus
1. dem schriftlichen Teil der Prüfung gemäß § 3,
2. dem mündlichen Teil der Prüfung gemäß § 4 und
3. den praktischen Arbeiten gemäß § 5.
(2) Der Zeitraum zwischen dem Ende des schriftlichen und dem Beginn des mündlichen Prüfungs-

teiles darf zwei Stunden nicht unterschreiten und zwei Wochen nicht überschreiten.

Schriftliche Prüfung
§3. Die schriftliche Prüfung hat sich auf die zur selbständigen Ausübung des Gewerbes der

Lebens- und Sozialberater notwendigen Kenntnisse über Methoden der Lebens- und Sozialberatung,
Krisenintervention, Grundlagen für die Lebens- und Sozialberatung in den angrenzenden sozialwissen-
schaftlichen, psychologischen, psychotherapeutischen und medizinischen Fachgebieten, historische und
ethische Aspekte, Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Lebens- und Sozialberatung und betriebs-
wirtschaftliche Grundlagen zu erstrecken. Die Erledigung der schriftlichen Prüfungsfragen muß vom
Prüfling in zwei Stunden erwartet werden können. Der schriftliche Prüfungsteil ist nach drei Stunden
zu beenden.

Mündliche Prüfung
§ 4. Die mündliche Prüfung hat sich auf die für die selbständige Ausübung des Gewerbes der

Lebens- und Sozialberater notwendigen Kenntnisse über Beratungsmodelle, Beratungsorganisation,
Kommunikationstheorie und die Zusammenarbeit mit und Abgrenzung gegenüber verwandten Berufs-
gruppen zu erstrecken. Der mündliche Prüfungsteil darf nicht kürzer als 30 Minuten und nicht länger als
50 Minuten dauern.

Praktische Arbeiten
§ 5. Die praktischen Arbeiten haben sich auf die Durchführung eines Beratungsgespräches anhand

eines berufstypischen Fallbeispieles, die Anfertigung eines Protokolls und die Reflexion über das Bera-
tungsgespräch, eine Interaktions- und Prozeßanalyse, die Präsentation des persönlichen Berufskonzep-
tes und eine Selbstdarstellung zu erstrecken. Die praktischen Arbeiten dürfen nicht kürzer als
45 Minuten und nicht länger als 60 Minuten dauern.

Entfall der Ausbilderprüfung
§ 6. Die Ausbilderprüfung gemäß § 29a des Berufsausbildungsgesetzes, BGBl. Nr. 142/1969, in der

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 256/1993, die ansonsten als eigener Prüfungsteil durchzuführen
ist, kann gemäß § 23a Abs. 3 GewO 1994 entfallen.

Voraussetzungen für die Zulassung zur Prüfung
§ 7. (1) Zur Prüfung ist zuzulassen, wer durch Zeugnisse nachweist,
1. a) den erfolgreichen Besuch des in der Anlage l festgelegten Lehrganges für Lebens- und

Sozialberater oder
b) den erfolgreichen Besuch einer Lehranstalt für Ehe- und Familienberater oder einer Aka-

demie für Sozialarbeit oder einer Pädagogischen Akademie oder einer Religionspädagogi-
schen Akademie oder einer Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik oder einer Bil-
dungsanstalt für Sozialpädagogik (Bildungsanstalt für Erzieher) und, sofern die wesentli-
chen Elemente der Methoden der Lebens- und Sozialberatung und der Krisenintervention
nicht in der besuchten Schule vermittelt werden, den erfolgreichen Besuch des fachspezifi-
schen Teils des Lehrganges für Lebens- und Sozialberater gemäß der Anlage 1 Z 2 oder
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c) den erfolgreichen Besuch einer Studienrichtung an einer inländischen Universität und,
sofern die wesentlichen Elemente der Methoden der Lebens- und Sozialberatung und der
Krisenintervention nicht von der besuchten Studienrichtung umfaßt sind, den erfolgreichen
Besuch des fachspezifischen Teils des Lehrganges für Lebens- und Sozialberater gemäß der
Anlage 1 Z 2 oder

d) den erfolgreichen Abschluß des psychotherapeutischen Propädeutikums gemäß dem Psy-
chotherapiegesetz, BGBl. Nr. 361/1990, und, sofern die wesentlichen Elemente der Metho-
den der Lebens- und Sozialberatung nicht in dem absolvierten Ausbildungsgang vermittelt
werden, den erfolgreichen Besuch der Ausbildung in Methoden der Lebens- und Sozialbe-
ratung im Rahmen des Lehrganges für Lebens- und Sozialberater

und
2. die bei einer ausbildungsberechtigten Person gemäß § 9 Abs. 2 erfolgreich absolvierte Einzel-

selbsterfahrung im Ausmaß von mindestens 50 Stunden, sofern diese nicht Teil des vom Prü-
fungswerber gemäß Z l abgeschlossenen Ausbildungsganges war, und

3. die bei einer ausbildungsberechtigten Person gemäß § 9 Abs. 2 erfolgreich absolvierte Gruppen-
selbsterfahrung im Ausmaß von mindestens 120 Stunden, sofern diese nicht Teil des vom Prü-
fungswerber gemäß Z l abgeschlossenen Ausbildungsganges war, und

4. eine mindestens zweijährige fachliche Tätigkeit gemäß §8 im Ausmaß von mindestens
1000 Stunden unter begleitender Supervision, insbesondere im Sinne einer Fallkontrolle durch
eine ausbildungsberechtigte Person gemäß § 9 Abs. 3.

(2) Zur Prüfung ist weiters zuzulassen, wer
1. zur selbständigen Ausübung der Psychotherapie gemäß § 11 des Psychotherapiegesetzes, BGBl.

Nr. 361/1990, berechtigt ist oder
2. zur selbständigen Ausübung des psychologischen Berufes gemäß § 10 des Psychologengesetzes,

BGBl. Nr. 360/1990, berechtigt ist.
(3) Der praktische Teil des psychotherapeutischen Propädeutikums oder ein im Rahmen eines

sonstigen vom Prüfungswerber gemäß Abs. 1 Z 1 abgeschlossenen Ausbildungsganges absolviertes
Praktikum ist auf eine fachliche Tätigkeit gemäß Abs. 1 Z 4 insoweit anzurechnen, als der Ausbildungs-
inhalt des genannten praktischen Teils oder des Praktikums dem § 8 entspricht.

Fachliche Tätigkeit
§ 8. (1) Die fachliche Tätigkeit setzt sich aus folgenden Bestandteilen zusammen:
1. Teilnahme an Gruppen beruflich einschlägig tätiger Personen (Prozeßreflexion, Vertiefung der

Lehrinhalte, Diskussion über Literatur, Übungen) im Ausmaß von 60 Stunden bis 200 Stunden,
2. Beratungsgespräche in der Praxis einer ausbildungsberechtigten Person gemäß § 9 Abs. 3 oder

in einer Beratungsinstitution im Ausmaß von 150 Stunden bis 550 Stunden,
3. Einzelsupervision im Ausmaß von 40 Stunden bis 80 Stunden,
4. Gruppensupervision im Ausmaß von 80 Stunden bis 200 Stunden,
5. Leitung oder Assistenz bei themenspezifischen Seminaren im Ausmaß von 20 Stunden bis

200 Stunden,
6. Anfertigung von Protokollen über Tätigkeiten gemäß Z l bis 5 (darunter mindestens fünf Erst-

gesprächsprotokolle und Prozeßprotokolle über zwei abgeschlossene Beratungen) im Ausmaß
von 50 Stunden bis 200 Stunden.

(2) Die im Abs. l jeweils angeführte Untergrenze der Stundenanzahl ist jedenfalls einzuhalten.
Über die im Abs. l jeweils angeführte Obergrenze der Stundenanzahl hinaus dürfen keine Stunden
auf die Gesamtstundenanzahl von 1000 Stunden angerechnet werden.

(3) In den Zeugnissen über eine fachliche Tätigkeit müssen die im Abs. l Z l bis 6 genannten
Bestandteile, aus denen sich die fachliche Tätigkeit zusammensetzt, im einzelnen ausgewiesen sein.
Für jeden Bestandteil muß die genaue Stundenanzahl angegeben und in einer Gesamtaufstellung
zusammengefaßt sein.

Ausbildungsberechtigte Personen
§ 9. (1) Die Vermittlung der Methoden der Lebens- und Sozialberatung im Rahmen des Lehrgangs

für Lebens- und Sozialberater hat durch eine Person zu erfolgen, die zur Ausübung des Gewerbes der
Lebens- und Sozialberater berechtigt ist und seit mindestens fünf Jahren in der Lebens- und Sozialbe-
ratung tätig ist und regelmäßig an beruflichen Weiterbildungsveranstaltungen im Ausmaß von minde-
stens 16 Stunden im Jahr teilnimmt.

(2) Die Leitung der Einzelselbsterfahrung und der Gruppenselbsterfahrung im Rahmen der Aus-
bildung der Lebens- und Sozialberater hat durch eine Person zu erfolgen, die
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1. a) die Voraussetzungen des Abs. l erfüllt oder
b) zur selbständigen Ausübung der Psychotherapie gemäß § 11 des Psychotherapiegesetzes,

BGBl. Nr. 361/1990, berechtigt ist oder
c) zur selbständigen Ausübung des psychologischen Berufes gemäß § 10 des Psychologengeset-

zes, BGBl. Nr. 360/1990, berechtigt ist und
2. Einzelselbsterfahrung und Gruppenselbsterfahrung im Gesamtausmaß von mindestens

250 Stunden absolviert hat.
(3) Die Einzelsupervision und die Gruppensupervision im Rahmen der Ausbildung der Lebens-

und Sozialberater ist bei einer Person zu absolvieren, die
1. a) die Voraussetzungen des Abs. l erfüllt und

b) eine Ausbildung oder Weiterbildung in Supervision im Ausmaß von mindestens
100 Stunden absolviert hat

oder
2. a) zur selbständigen Ausübung der Psychotherapie gemäß § 11 des Psychotherapiegesetzes,

BGBl. Nr. 361/1990, berechtigt ist und
b) seit mindestens fünf Jahren diesen Beruf ausübt

oder
3. a) zur selbständigen Ausübung des psychologischen Berufes gemäß § 10 des Psychologengeset-

zes, BGBl. Nr. 360/1990, berechtigt ist und
b) seit mindestens fünf Jahren diesen Beruf ausübt.

Prüfungskommission
§ 10. Die Prüfungskommission hat zu bestehen aus
1. dem Vorsitzenden, der ein Beamter des höheren Verwaltungsdienstes sein muß,
2. zwei Personen gemäß § 351 Abs. 2 erster Satz GewO 1994 und
3. einer ausbildungsberechtigten Person gemäß § 9.

Prüfungstermin
§ 11. (1) Der Landeshauptmann hat, wenn in dem betreffenden Land eine hinreichende Zahl von

Prüfungswerbern zu erwarten ist und eine hinreichende Zahl von Prüfern zur Verfügung steht, Termine
für die Abhaltung der Prüfung gemäß § 2 festzulegen.

(2) Der Landeshauptmann hat die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, daß die Prüfungster-
mine spätestens drei Monate vor Beginn der Prüfungen im Amtsblatt des jeweiligen Landes und im
Mitteilungsblatt der für seinen Bereich zuständigen Landeskammer der gewerblichen Wirtschaft ver-
lautbart werden.

Ansuchen um Zulassung zur Prüfung
§ 12. (1) Das Ansuchen um Zulassung zur Prüfung ist spätestens sechs Wochen vor dem festgesetz-

ten Prüfungstermin beim Landeshauptmann einzubringen.
(2) Dem Ansuchen um Zulassung zur Prüfung sind anzuschließen
1. Urkunden über den Vor- und Familiennamen,
2. die erforderlichen Zeugnisse gemäß § 7 zum Nachweis der Erfüllung der Voraussetzungen für

die Zulassung zur Prüfung und
3. der Nachweis über die Entrichtung der Prüfungsgebühr.

Einladung zur Prüfung
§ 13. (1) Wenn der Prüfungswerber zur Prüfung zugelassen worden ist, ist er rechtzeitig zur Prü-

fung einzuladen.
(2) In der Einladung sind dem Prüfungswerber bekanntzugeben:
1. Zeit und Ort der Prüfung,
2. die Gegenstände der schriftlichen, mündlichen und praktischen Prüfung gemäß § 2 und
3. jene Unterlagen und Hilfsmittel, welche er für den schriftlichen Prüfungsteil mitzubringen hat.

Prüfungsgebühr
§ 14. (1) Der Prüfungswerber hat eine Prüfungsgebühr zu bezahlen.
(2) Die Höhe der Prüfungsgebühr beträgt 20 vH des Gehaltes eines Bundesbeamten der Dienst-

klasse V Gehaltsstufe 2 gemäß §28 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in der geltenden
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Fassung einschließlich einer allfälligen Teuerungszulage gemäß § 88 des Gehaltsgesetzes 1956. Die Prü-
fungsgebühr ist auf einen durch 50 teilbaren Schillingbetrag aufzurunden.

(3) Die Prüfungsgebühr ist zu ermäßigen, wenn
1. der Prüfungswerber die Prüfungsgebühr selbst zu tragen hat und
2. die Entrichtung der Prüfungsgebühr für ihn auf Grund seiner Einkommensverhältnisse oder

Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche Härte darstellt.
(4) Die Prüfungsgebühr ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 3 entsprechend den Ein-

kommensverhältnissen und Sorgepflichten des Prüfungswerbers zu ermäßigen. Die ermäßigte Prü-
fungsgebühr darf jedoch nicht weniger als 60 Prozent der gemäß Abs. 2 festgesetzten Prüfungsgebühr
betragen.

Entschädigung — Verwaltungsaufwand
§ 15. Der Landeshauptmann hat 90 Prozent der Prüfungsgebühren an die Mitglieder der Prüfungs-

kommission als angemessene, ihrer Prüfungstätigkeit entsprechende Entschädigung zu entrichten. Die
verbleibenden zehn Prozent sind zur Abdeckung des durch die Abhaltung der Prüfung entstandenen
sonstigen besonderen Verwaltungsaufwandes zu verwenden.

Rückerstattung der Prüfungsgebühr
§ 16. Die Prüfungsgebühr ist dem Prüfungswerber von der Prüfungsstelle zur Gänze zurückzuer-

statten, wenn der Prüfungswerber
1. zur Prüfung nicht zugelassen wird oder
2. spätestens zehn Tage vor dem Prüfungstermin die Bekanntgabe, vom Prüfungstermin zurück-

zutreten, zur Post gegeben hat oder
3. an der termingemäßen Ablegung der Prüfung ohne sein Verschulden verhindert war.

Zeugnis
§ 17. Auf Grund des Beschlusses der Prüfungskommission hat der Landeshauptmann dem Geprüf-

ten über die bestandene Prüfung ein Zeugnis entsprechend der Anlage 2 zu dieser Verordnung auszu-
stellen.

Schlußbestimmungen
§ 18. (1) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Verordnung des Bundes-

ministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über den Befähigungsnachweis für das konzessionierte
Gewerbe der Lebens- und Sozialberater, BGBl. Nr. 689/1990, außer Kraft, soweit in den Abs. 2 bis 4
nicht anderes bestimmt wird.

(2) Für Personen, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung mit einer Ausbildung zum Erwerb
eines Zeugnisses gemäß §1 Z 4 lit. a oder Z 5 lit. a der Verordnung BGBl. Nr. 689/1990 begonnen
haben, gilt weiterhin die Verordnung BGBl. Nr. 689/1990.

(3) Auf eine fachliche Tätigkeit, die im Rahmen der Erbringung des Befähigungsnachweises
gemäß Abs. 2 absolviert wird oder mit der vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung begonnen wur-
de, ist die Verordnung BGBl. Nr. 689/1990 weiterhin anzuwenden. Ein Zeugnis über eine solche fach-
liche Tätigkeit gilt als Zeugnis über eine fachliche Tätigkeit gemäß §7 Z 4 dieser Verordnung.

(4) Personen, die das Ansuchen um Erteilung der Bewilligung zur Ausübung des Gewerbes der
Lebens- und Sozialberater im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bereits eingebracht
haben, haben den Befähigungsnachweis gemäß der Verordnung BGBl. Nr. 689/1990 zu erbringen.

Ditz

Anlage l

Lehrgang für Lebens- und Sozialberater

1. Der Lehrgang ist zu absolvieren
a) am Wirtschaftsförderungsinstitut einer Kammer der gewerblichen Wirtschaft, an einer

Fachhochschule, einer Einrichtung oder Gliederung der Kammer der gewerblichen Wirt-
schaft oder an einer Einrichtung oder Gliederung der Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte oder an einer Einrichtung oder Gliederung des Berufsförderungsinstitutes oder
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b) an einer hiefür in Betracht kommenden berufsbildenden Ausbildungsinstitution oder
c) an einer inländischen Universität.

2. Die Vermittlung der Gegenstände Methoden der Lebens- und Sozialberatung und Kriseninter-
vention bildet den fachspezifischen Teil des Lehrganges. Der Lehrgang ist so einzurichten, daß
der fachspezifische Teil auch gesondert von den übrigen Gegenständen besucht werden kann.

3. Der Lehrgang hat sich jedenfalls auf folgende Gegenstände mit der für den jeweiligen Gegen-
stand angegebenen Mindestanzahl von Stunden zu erstrecken:

Gegenstand Mindestanzahl der Stunden
3.1 Einführung in die Lebens- und Sozialberatung.................................................. 20
3.2 Gruppenselbsterfahrung........................................................................................ 120
3.3 Historische Aspekte und Grundlagen für die Lebens- und Sozialberatung in

den angrenzenden sozialwissenschaftlichen, psychologischen, psychothera-
peutischen und medizinischen Fachgebieten...................................................... 68

3.4 Methoden der Lebens- und Sozialberatung........................................................ 240
3.5 Krisenintervention.................................................................................................. 80
3.6 Rechtsfragen im Zusammenhang mit der Lebens- und Sozialberatung......... 8
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Anlage 2

Amt der ................................................................................................................................ Landesregierung

Geschäftszahl:

Prüfungszeugnis

(Vor- und Familienname)

geboren am ............................................................... in .....................................................................................

hat sich am ................................................................ der

PRÜFUNG

zum Nachweis der Befähigung für das bewilligungspflichtige gebundene Gewerbe der Lebens- und
Sozialberater (§ 261 GewO 1994) gemäß der Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche
Angelegenheiten über den Befähigungsnachweis für das Gewerbe der Lebens- und Sozialberater,
BGBl. Nr. 602/1995, in der jeweils geltenden Fassung unterzogen und diese Prüfung laut Beschluß
der Kommission für die Abnahme dieser Prüfung

einstimmig/mehrstimmig *) mit Auszeichnung *) bestanden

.................................................................................... am ..................................................................................

Amtssiegel Für den Landeshauptmann:

*) Nichtzutreffendes streichen.

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


